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BEGRUNDUNG

1. KONTEXT DES VORSCHLAGS
. Griinde und Ziele des Vorschlags

Das heute von der Kommission verabschiedete Telekommunikationspaket umfasst eine
Mitteilung iiber eine europdische Vision fiir die Internetanbindung der Biirger und
Unternchmen im digitalen Binnenmarkt' sowie einen Legislativvorschlag fiir einen
Europédischen Kodex fiir die elektronische Kommunikation?, mit dem der Rechtsrahmen fiir
die elektronische Kommunikation iiberarbeitet wird. Die Vorschlige der Kommission
enthalten die Reformen, die erforderlich sind, um die Verfiigbarkeit und Nutzung von Netzen
mit sehr hoher Kapazitit sicherzustellen, so dass Produkte, Dienstleistungen und
Anwendungen im digitalen Binnenmarkt weite Verbreitung finden.

Das Internet und die Netzanbindung veridndern unser Privatleben und die berufliche Praxis in
der Union und weltweit. Daher miissen die Biirger ermutigt werden, die mit dieser
Entwicklung verbundenen Chancen zu nutzen.

Eines der strategischen Ziele der Kommission ist es deshalb, dass in der Union bis 2025
Websites, die Offentliche Dienstleistungen bereitstellen — z.B. solche o6ffentlicher
Verwaltungen, Bibliotheken und Krankenhéduser — iiber eine Gigabit-Anbindung verfiigen.
Wenn diese und andere Zentren des gemeinschaftlichen Lebens (einschlieBlich 6ffentlich
zuginglicher Orte im Freien) Internetanbindungen mit Geschwindigkeiten erhalten, die
betrdchtlich iiber dem funktionalen Mindestmall liegen, konnen Biirger aller
Bevolkerungsgruppen an den Orten, an denen eine Internetanbindung wichtig ist, in den
Genuss der Vorteile eines Internetzugangs der ndchsten Generation gelangen, und dies,
wihrend sie unterwegs sind.

Eine der MaBBnahmen des vorliegenden Pakets im Hinblick auf dieses Ziel ist die Forderung
der Schaffung lokaler drahtloser Zugangspunkte, indem die Planungsverfahren vereinfacht
und die Auflagen gelockert werden, unter anderem dann, wenn der Zugang auf nicht
gewerblicher Basis gewédhrt wird oder mit der Bereitstellung anderer Offentlicher
Dienstleistungen einhergeht.

Die hier vorgeschlagene MaBinahme erginzt diese Bemiihungen durch eine Anderung der fiir
den Telekommunikationssektor geltenden Bestimmungen der Fazilitéit ,,Connecting Europe®,
die in der Verordnung (EU) Nr. 1316/2013° (im Folgenden ,,CEF-Verordnung®) und der

Mitteilung der Kommission an das Européische Parlament, den Rat, den Européischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Konnektivitit fiir einen wettbewerbsfahigen
digitalen Binnenmarkt - Hin zu einer europdischen Gigabit-Gesellschaft (COM(2016) 587).

Vorschlag fiir eine Richtlinie des Européischen Parlaments und des Rates {iber den Européischen Kodex
fiir die elektronische Kommunikation (Neufassung) (COM(2016) 590).

3 Verordnung (EU) Nr. 1316/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2013
zur Schaffung der Fazilitit ,,.Connecting Europe®, zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 913/2010
und zur Authebung der Verordnungen (EG) Nr. 680/2007 und (EG) Nr. 67/2010 (ABI. L 348 vom
20.12.2013, S.129), zuletzt gedndert durch die Verordnung (EU) 2015/1017 des Europiischen
Parlaments und des Rates vom 25. Juni 2015 (ABI. L 169 vom 1.7.2015, S. 1).
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Verordnung (EU) Nr. 283/2014" (im Folgenden ,,Leitlinienverordnung®) festgelegt sind. Mit
den Anderungen sollen im offentlichen Auftrag titige Einrichtungen (z. B. Behorden und
sonstige Anbieter Offentlicher Dienstleistungen) ermutigt werden, kostenlos eine drahtlose
Internetanbindung in Zentren des lokalen offentlichen Lebens (6ffentliche Verwaltungen,
Bibliotheken, Gesundheitszentren und o6ffentliche Orte im Freien) bereitzustellen. Daher sind
finanzielle Anreize fiir die Einrichtungen vorgesehen, die an offentlichen Orten in ihrem
Zusténdigkeitsbereich oder an den Orten, an denen sie ihre Dienste anbieten, kostenlos eine
lokale drahtlose Internetanbindung mit hoher Kapazitét bereitstellen. In der ersten Phase der
MaBnahme soll die finanzielle Unterstiitzung lokaler Behdrden bei der Schaffung von
Zugangspunkten in den Zentren des lokalen offentlichen Lebens — auch an offentlich
zuginglichen Orten im Freien — im Vordergrund stehen.

Indem die Integration in bestehende offentliche Dienstleistungen gefordert wird, soll das
Interesse der Biirger an leistungsfahigen Online-Diensten geweckt werden. So soll ein
signifikanter Beitrag zur Nutzung von Breitbanddiensten und zum Ausbau der 6ffentlichen
Infrastrukturen geleistet werden. Eine kostenlose lokale drahtlose Internetanbindung an Orten,
an denen sich viele Menschen wéhrend ihres Tagesablaufs voriibergehend einfinden, kann
einen betrdchtlichen zusitzlichen Nutzen bieten, da ungenutzte Zeit bzw. Wartezeiten so
produktiv, zur Entspannung oder zur Information genutzt werden konnen. Ferner kann durch
solche lokalen Zugangspunkte eine dichtere Internetversorgung an schwer erreichbaren Orten
oder an Orten, an denen allein aufgrund der groBen Zahl der Nutzer die Qualitdt einer
drahtlosen Verbindung stark leiden wiirde, gewahrleistet werden. Sie ermodglichen es Nutzern,
auch unterwegs online zu bleiben und unterstiitzen so die Mobilitdt, die Flexibilitdt und das
Interesse an der Nutzung von im 6ffentlichen Auftrag titigen Einrichtungen. AuBerdem haben
die Nutzer so eine groflere Kontrolle iiber ihr personliches Zeitbudget. Gleichzeitig garantiert
die begrenzte Reichweite eines solchen Zugangspunkts, dass dieses 6ffentliche Angebot nicht
in Konkurrenz mit gewerblichen Angeboten tritt. Es konnte aber eine wichtige Rolle bei der
Forderung der Breitbandnutzung spielen und digitale Kompetenzen fordern. Dadurch
wiederum diirfte das Interesse der Nutzer an ortsfesten oder mobilen gewerblichen
Breitbandangeboten steigen. Die vorgeschlagene MaBnahme ergénzt das neue
Universaldienstkonzept des vorgeschlagenen Rechtsakts fiir einen Europdischen Kodex fiir
die elektronische Kommunikation, wonach jeder EU-Biirger, zumindest an einem festen
Standort, das Recht auf eine funktionale Internetanbindung hat, die erschwinglich ist und eine
umfassende Interaktion mit der digitalen Wirtschaft und Gesellschaft ermdglicht.

Die vorgeschlagene MaBnahme sieht einen einfachen Finanzierungsmechanismus fiir die
Einrichtung lokaler drahtloser Zugangspunkte vor und soll in kurzer Zeit eine groBtmogliche
Wirkung erzielen, indem das Interesse der Biirger an Internetzugangsdiensten gefordert und
die Nutzung digitaler 6ffentlicher Dienste (einschlieflich des Zugangs zu den entsprechenden
Infrastrukturen) erleichtert werden. Es wird erwartet, dass das so geweckte Interesse eine
ausreichende Grundlage fiir den kontinuierlichen Betrieb (moglicherweise auch die
Erneuerung) der Zugangspunkte bildet, der keiner weiteren finanziellen Unterstiitzung im
Rahmen der Verordnungen bedarf, was im Einklang mit dem Ziel steht, die finanzielle
Unterstiitzung einzustellen, sobald dies mdglich ist, und den Riickgriff auf andere
Finanzierungsmechanismen zu unterstiitzen.

4 Verordnung (EU) Nr. 283/2014 des Européischen Parlaments und des Rates vom 11. Mérz 2014 {iber
Leitlinien fiir transeuropdische Netze im Bereich der Telekommunikationsinfrastruktur und zur
Authebung der Entscheidung Nr. 1336/97/EG (ABIL. L 86 vom 21.3.2014, S. 14).
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Damit der zielgerichtete Charakter der Maflnahme erhalten bleibt und der Nutzen fiir die
Offentlichkeit maximiert wird, wird die Einrichtung von Zugangspunkten nur dort finanziell
unterstiitzt, wo noch keine kostenlos zugénglichen 6ffentlichen oder privaten Zugangspunkte
mit sehr hohen Breitbandgeschwindigkeiten vorhanden sind. Da die Hohe der fiir einzelne
Projekte gewihrten Finanzhilfen der Union unter dem Schwellenwert fiir ,,Finanzhilfen mit
geringem Wert“ (60 000 EUR) liegen wird (siche Haushaltsordnung®), wird nicht mit
spiirbaren Auswirkungen der MaBnahme auf den Wettbewerb gerechnet’. Ferner werden die
Finanzhilfen geografisch ausgewogen zugeteilt, so dass sie zum wirtschaftlichen, sozialen und
territorialen Zusammenhalt der Union beitragen, da auch den Bediirfnissen der Kommunen
besonders Rechnung getragen wird’. Aufgrund der Beriicksichtigung all dieser Kriterien steht
die vorgeschlagene MaBnahme im Einklang mit dem System offener und
wettbewerbsorientierter Mairkte, das der Funktionsweise der transeuropdischen Netze
zugrunde liegt.

Neben der Forderung der Nachfrage nach Hochgeschwindigkeits-Breitbandverbindungen und
ithrer breiten Nutzung auf der Ebene der Kommunen wird die MaBBnahme weitere positive
Nebeneffekte haben, die von einem besseren Zugang zu elektronischen Behdrdendiensten und
einer leichteren Beteiligung am demokratischen Leben (auch fiir Gruppen der Bevolkerung,
fiir die der Internetzugang sonst schwierig wire, wie Fliichtlinge oder Biirger mit niedrigem
Einkommen) bis zu neuen Infrastrukturen fiir die Notfall- und Krisenkommunikation und
offentliche Bekanntmachungen reichen. Damit sichergestellt ist, dass auch Kommunen mit
begrenzten Ressourcen von diesen Vorteilen des digitalen Binnenmarkts profitieren konnen,
sollten im Rahmen dieser MaBBnahme bis zu 100 % der forderfdhigen Kosten unterstiitzt
werden konnen, wobei nach wie vor der Grundsatz der Kofinanzierung gilt. Potenzielle
Begiinstigte konnten Mitglieder der jeweiligen Kommunen an im Rahmen der
vorgeschlagenen MafBnahme geforderten Durchfiihrungsprojekten beteiligen, um die Zentren
des offentlichen Lebens zu bestimmen, bei denen die Einrichtung frei zugénglicher drahtloser
Zugangspunkte den groften zusétzlichen Nutzen fiir die Gemeinschaft bringen wiirde.

Angesichts ihrer Flexibilitdat und ihrer Ausrichtung auf die Unterstiitzung von Breitbandnetzen
innerhalb des Finanzierungsrahmens fiir den Telekommunikationsbereich der CEF sollte diese
MaBnahme als eigenes Vorhaben von gemeinsamem Interesse anerkannt werden, das iiber
zugehorige Maflnahmen im Rahmen der CEF-Verordnung und ein eigenes Budget verfiigt,
deren Einzelheiten in die Leitlinienverordnung aufgenommen werden sollten. Da fiir jeden
Begiinstigten zwar nur begrenzte Finanzmittel bereitgestellt werden, insgesamt jedoch eine
betrdchtliche Anzahl von Begiinstigten unterstiitzt wird, miissen die Verwaltungsverfahren
unbedingt gestrafft werden, damit die Entscheidungen unkompliziert und schnell getroffen
werden konnen. Daher sollten die Mitgliedstaaten durch die CEF-Verordnung in die Lage

> Siehe Artikel 185 der Verordnung (EU) Nr.1268/2012 vom 29. Oktober 2012 iiber die
Anwendungsbestimmungen fiir die Verordnung (EU, Euratom) Nr.966/2012 des Europiischen
Parlaments und des Rates iiber die Haushaltsordnung fiir den Gesamthaushaltsplan der Union (ABI.
L 362 vom 31.12.2012, S. 1), gedndert durch die Delegierte Verordnung (EU)2015/2462 der
Kommission vom 30. Oktober 2015 (ABI. L 342 vom 29.12.2015, S. 7).

Bei etwaigen zusitzlichen Finanzhilfen der Mitgliedstaaten sollte es sich normalerweise um De-
minimis-Beihilfen gemiB der Definition in Artikel 3 der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der
Kommission vom 18. Dezember 2013 iiber die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags iiber
die Arbeitsweise der Europdischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABI. L 352 vom 24.12.2013, S. 1)
handeln. Sollten zusétzliche Finanzhilfen der Mitgliedstaaten nicht die Anforderungen an De-minimis-
Beihilfen erfiillen, kommen die Artikel 107 und 108 AEUV zur Anwendung.

Das Ziel einer geografisch ausgewogenen Verteilung der Finanzhilfen ist auf der Grundlage der
eingereichten Vorschldge und unter vollstdndiger Einhaltung der Grundsitze fiir die verschiedenen
Formen von Finanzhilfen, wie sie in der Haushaltsordnung festgelegt sind, zu erreichen.
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versetzt werden, im Rahmen der vorliegenden MaBnahme Kategorien von Vorschldgen zu
billigen, anstatt Listen einzelner Begiinstigter zu genehmigen. Da dieser Vorschlag eine
horizontale Anderung vorsieht, die auch anderen Vorhaben von gemeinsamem Interesse dient,
wird er auch dem Wunsch der Mitgliedstaaten nach einer effizienteren Durchfiihrung von
MaBnahmen im Bereich der digitalen Diensteinfrastrukturen gerecht.

Um sicherzustellen, dass die MaBnahme verschiedensten Situationen gerecht werden und
rasch konkrete Ergebnisse hervorbringen kann, diirfen die mdglichen Formen der finanziellen
Unterstiitzung nicht unnoétig beschrankt werden. Ein hohes Mal} an Flexibilitdt kann dadurch
erhalten werden, dass so viele — fiir die MaBBnahme geeignete — Formen der finanziellen
Unterstiitzung wie moglich bei der Durchfilhrung zugelassen werden. Im Hinblick darauf
sollte, auch angesichts der laufenden Verhandlungen iiber eine Uberarbeitung der
Haushaltsordnung, im Wortlaut der CEF-Verordnung prazisiert werden, dass alle
MalBnahmen, die einen Beitrag zu Vorhaben von gemeinsamem Interesse leisten — zu denen
auch die vorliegende MaBnahme z&hlt — grundsitzlich mittels Formen der finanziellen
Unterstiitzung gefordert werden konnen, die im Rahmen der Haushaltsordnung derzeit zur
Verfligung stehen oder in Zukunft zur Verfiigung stehen werden.

Weiter wird aus denselben Griinden vorgeschlagen, die fiir die MaBBnahme zur Verfiligung
stethenden Formen finanzieller Unterstiitzung in der CEF-Verordnung und der
Leitlinienverordnung einheitlich festzulegen. Finanzhilfen diirften die geeignetste Form der
finanziellen Unterstiitzung einer kostenlosen lokalen drahtlosen Internetanbindung in
Kommunen sein, andere Formen der finanziellen Unterstiitzung — abgesehen von
Finanzierungsinstrumenten — sollten jedoch nicht grundsétzlich ausgeschlossen werden.
Finanzierungsinstrumente sind deshalb auszuschlieBen, weil mit ihnen ein relativ hoher
Verwaltungsaufwand und somit auch Verzégerungen bei der Durchfiihrung verbunden sind.
Dies ist fiir die Art der vorgesehenen Maflnahmen nicht geeignet.

Damit diese MaBnahme rasch wund effizient durchgefiihrt wird, sollen die
Verwaltungsverfahren gestrafft werden (durch standardisierte Unterlagen wie Gutscheine
sowie Online-Instrumente fiir die Bearbeitung der Antrige und die Uberwachung und
Uberpriifung der eingerichteten lokalen drahtlosen Zugangspunkte).

Es wird erwartet, dass durch die vorgeschlagene MaBinahme, die iiber das EU-Netz von
Breitband-Kompetenzbiiros® bekannt gemacht werden soll, die lokalen Behorden und die
Biirger fiir die neuen Priorititen der Kommission zur Schaffung einer Gigabit-Gesellschaft
sensibilisiert werden, das Vertrauen in die Fidhigkeit der EU, in ganz Europa fiir
Internetanbindung und Zugang zu digitalen Dienstleistungen zu sorgen, gestirkt wird und
diese Fihigkeit eine hohe Sichtbarkeit erreicht. Der Wiedererkennungswert der im Rahmen
der vorgeschlagenen MaBnahme finanzierten Vorhaben soll durch eine eigene, von der
Kommission entwickelte visuelle Identitit sichergestellt werden, die den Begiinstigten fiir die
Durchfiihrung zur Verfiigung gestellt wird.

o Kohirenz mit den bestehenden Vorschriften in diesem Bereich

Derzeit sehen die fiir den Telekommunikationssektor geltenden Bestimmungen der Fazilitét
,Connecting Europe* die finanzielle Unterstiitzung digitaler Diensteinfrastrukturen (in Form
von Finanzhilfen und/oder BeschaffungsmaBBnahmen) sowie von Breitbandnetzen (in Form
von Finanzierungsinstrumenten) vor.

8 https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/broadband-competence-offices.
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In der Leitlinien-Verordnung sind — wenn man die zentrale Bedeutung der Breitbandnetze fiir
Wachstum und Beschiftigung und die technischen und finanziellen Probleme offentlicher
Investitionen in diesem Bereich betrachtet — nur geringfiigige Unterstiitzungsmalnahmen fiir
den Breitbandausbau vorgesehen. Die CEF leistet einen kleinen Beitrag zur Schaffung von
Finanzierungsinstrumenten auf Unionsebene, insbesondere in Zusammenarbeit mit der
Europdischen Investitionsbank, um den effizienten Einsatz anderer 6ffentlicher sowie privater
Mittel zu erleichtern. Angestrebt wird die Umsetzung innovativer Breitbandprojekte, die sich
auf den Stand der Technik stiitzen und reproduzierbar sind, womit die Ziele der CEF sowohl
unmittelbar als auch durch den Demonstrationseffekt erreicht werden sollen.

Die vorgeschlagene Mainahme ergénzt die endnutzerorientierten Aspekte des Vorschlags fiir
einen Europdischen Kodex fiir die elektronische Kommunikation. Ferner ergédnzt die
Unterstlitzung drahtloser Zugangspunkte in Zentren des lokalen offentlichen Lebens andere
MaBnahmen der CEF im Telekommunikationsbereich sowie sonstige Quellen von
Fordermitteln (wie den europidische Struktur- und Investitionsfonds), die den Ausbau von
Breitbandnetzen unterstiitzen. Da solche MaBlnahmen derzeit weder in der CEF-Verordnung
noch in der Leitlinienverordnung vorgesehen sind, wird vorgeschlagen, diese entsprechend zu
dndern.

2. RECHTSGRUNDLAGE, SUBSIDIARITAT UND
VERHALTNISMASSIGKEIT
. Rechtsgrundlage

Der Vorschlag stiitzt sich auf Artikel 172 AEUV, der ein Eingreifen der Union zur
Unterstiitzung des Auf- und Ausbaus transeuropiischer Netze in den Bereichen der Verkehrs-,
Telekommunikations- und Energieinfrastrukturen vorsieht. Im Einklang mit Artikel 170
Absatz 1 AEUV wird mit der Initiative angestrebt, dass die Kommunen in den vollen Genuss
der Vorteile des digitalen Binnenmarkts kommen, indem durch den Aufbau solcher Netze ein
Raum ohne Binnengrenzen geschaffen wird.

. Subsidiaritit und VerhaltnismiBigkeit

Der Vorschlag entspricht dem Grundsatz der VerhéltnismiBigkeit und verbleibt im
Handlungsbereich der transeuropdischen Telekommunikationsnetze geméfl Artikel 170 des
Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europédischen Union.

Durch die besondere Beriicksichtigung der Bediirfnisse der Kommunen im Rahmen der
allgemeineren Strategie fiir einen digitalen Binnenmarkt trdgt der Vorschlag zur
Verwirklichung eines Binnenmarktes fiir elektronische Kommunikation bei und ermdglicht
die Beteiligung der Kommunen an diesem Markt. Da die Versorgung des gesamten Gebiets
der Union mit hochwertigen drahtlosen Internetanbindungen durch MalBnahmen der
Mitgliedstaaten allein nicht in ausreichendem MaB erreicht werden kann, steht der Vorschlag
im Einklang mit dem Subsidiaritatsprinzip des Artikels 5 EUV. Es wird erwartet, dass die
MaBnahme unter anderem {iiber das EU-Netz von Breitband-Kompetenzbiiros bekannt
gemacht wird, was dazu beitragen diirfte, dass die Bediirfnisse der Kommunen auf effiziente
Weise beriicksichtigt werden konnen und der Verwaltungsaufwand auf ein Minimum
beschrinkt bleibt.

Die laufenden Mallnahmen zugunsten einer kostenlosen lokalen drahtlosen Internetanbindung
sind fragmentiert und daher z. T. ineffizient. Es existiert insbesondere keine iibergreifende
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Strategie zur Forderung des Zugangs zu einer kostenlosen drahtlosen Internetanbindung in der
gesamten Union, die die Beteiligung der Kommunen am digitalen Binnenmarkt unterstiitzen
wiirde. Da die in Kommunen eingerichteten vereinzelten lokalen drahtlosen Zugangspunkte
von begrenzter geografischer Reichweite sind, ist es umso wichtiger, dass solche MaBnahmen
koordiniert werden, damit das im gemeinsamem Interesse liegende Ziel, ndmlich der EU-
weite Netzzugang, kohdrent verwirklicht wird. Durch eine kohdrente europaweite Umsetzung
der Maflnahmen zugunsten eines kostenlosen drahtlosen Internetzugangs konnen sowohl
deren Kosten optimiert werden (insbesondere durch die Senkung der Kosten der Verwaltung
kleiner Finanzhilfen aufgrund von GroBenvorteilen, aber auch durch die Senkung der Kosten
der Ausrilistung) als auch mehr Gleichheit beim Zugang erreicht werden, was dem
wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt der Union dient. Die
vorgeschlagene Mallnahme soll einen zusitzlichen europdischen Mehrwert dadurch erbringen,
dass die geschaffenen Infrastrukturen iiber digitale Diensteinfrastrukturen auch den Zugang
zu transeuropdischen interoperablen Dienstleistungen von gemeinsamem Interesse
(Europeana,  Dienstinfrastrukturen  flir ~ ein  sicheres  Internet,  interoperable
grenziiberschreitende elektronische Gesundheitsdienste usw.) ermoglichen.

Der Umfang der vorgeschlagenen MaBnahme ist auf die Bereitstellung einer
Internetanbindung in Zentren des 6ffentlichen Lebens und an 6ffentlich zugénglichen Orten
im Freien beschrinkt. Es werden Zugangspunkte eingerichtet, deren Reichweite von Natur
aus begrenzt ist, und die einzelnen Projekte werden von geringem Umfang sein. Die
MalBnahme steht daher in einem angemessenen Verhéltnis zu dem Ziel, die Kommunen in die
Lage zu versetzen, an der drahtlosen Dimension des digitalen Binnenmarktes teilzuhaben, und
steht nicht in Konkurrenz zu gewerblichen Angeboten. Gleichzeitig diirfte sich die Ma3nahme
positiv auf das generelle Interesse an Netzanbindungsangeboten kommerzieller Anbieter
auswirken. Die Wirksamkeit der Mallnahme diirfte auch deshalb besonders hoch sein, weil
die Projekte leicht reproduzierbar sind und eine erfolgreiche Nutzung einen
Demonstrationseffekt haben kann.

Aufgrund der Online-Verwaltung der vorgeschlagenen Mallnahme und, unter anderem, der
Unterstiitzung durch das Netz von Breitband-Kompetenzbiiros in den Mitgliedstaaten wird
sich der Verwaltungsaufwand fiir die Durchfiihrung der MaBBnahme und die Teilnahme daran
auf ein Minimum beschrinken.

3. ERGEBNISSE DER EX-POST-BEWERTUNG, DER KONSULTATION DER
INTERESSENTRAGER UND DER FOLGENABSCHATZUNG

Diese Mallnahme erginzt das neue Telekommunikationspaket, einschlieBlich der Mitteilung
iber eine europdische Vision flir die Internetanbindung der Biirger und Unternehmen im
digitalen Binnenmarkt sowie des Legislativvorschlags zur Uberarbeitung des Rechtsrahmens
fiir die elektronische Kommunikation. Sie beriicksichtigt damit in hohem MaBle die Beitrage
der Interessentriger und die ausfiihrlichen Analysen im Rahmen der Bewertungen und
Folgenabschitzungen fiir diese Vorschlige sowie die Arbeitsunterlagen der
Kommissionsdienststellen zur Mitteilung. Die wichtigsten Punkte im Zusammenhang mit der
vorgeschlagenen MaBnahme werden nachstehend zusammengefasst. Insgesamt geht aus den
Analysen hervor, dass gesetzgeberische und regulatorische Mafinahmen zwar Hindernisse
beseitigen, Wettbewerbsanreize verstarken, fiir eine grofBere Vorhersehbarkeit fiir Investoren
sorgen und die Netzausbaukosten senken konnen, dem Einsatz 6ffentlicher Mittel jedoch eine
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wichtige Rolle bei der Verwirklichung der langfristigen Ziele fiir den Internetzugang in
Europa zukommt.

Aus dem jiingst veroffentlichten Bericht’, in dem das Ergebnis der 6ffentlichen Konsultation
der Kommission zur Uberpriifung des Rechtsrahmens fiir die elektronische Kommunikation
zusammengefasst wird, geht hervor, dass zahlreiche Behorden und private Interessentriager
die Einrichtung von Wi-Fi-Netzen in 6ffentlichen Rdumen unterstiitzen und gleichzeitig einen
angemessenen Rechtsrahmen fiir Fragen wie die Haftung des Zugangsanbieters und die
Exposition gegeniiber elektromagnetischen Feldern (EMF) wiinschen. Die Betreiber hoben
hervor, dass Offentliche Unterstiitzungsmaf3inahmen technologieneutral sein sollten und der
Auf- bzw. Ausbau auch durch o6ffentlich-private Partnerschaften in unterschiedlicher Form
erleichtert werden konnte. Diese Ergebnisse stehen im Einklang mit der Ex-post-Bewertung
der geltenden Regelung, die dem Vorschlag fiir die Uberarbeitung des Rechtsrahmens
beigefligt ist.

Die Folgenabschitzung zur Uberpriifung des Rechtsrahmens stiitzt sich auf diese AuBerungen
der Interessentrdger und schldgt Bestimmungen fiir den Einsatz kleiner Funkzellen vor. Mit
diesen sollen die Kosten der Einrichtung sehr dichter Netze gesenkt und der Zugang zu
lokalen drahtlosen Internetanbindungen erleichtert werden, um so der exponentiellen
Nachfrage nach einer flichendeckenden Netzanbindung gerecht zu werden. Die
vorgeschlagene Mallnahme, die die bevorzugte Option fiir die Weiterentwicklung des
Rechtsrahmens fiir die Frequenzverwaltung ergénzt, wird die Bereitstellung einer kostenlosen
lokalen drahtlosen Internetanbindung unterstiitzen und damit zur Verwirklichung der
europdischen Vision fiir die Internetanbindung der Biirger und Unternehmen im digitalen
Binnenmarkt beitragen.

4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT

Die fiir die Umsetzung dieses Vorschlags erforderlichen Mittel sollen in voller Hohe
innerhalb des mehrjdhrigen Finanzrahmens fiir die Jahre 2014-2020 bereitgestellt werden.
70 Mio. EUR sollen im Rahmen der fiir die Jahre 2017-2019 in der CEF fiir den
Telekommunikationsbereich vorgesehenen Betrdge umgeschichtet werden; 50 Mio. EUR
werden durch eine Anderung des Artikels 5 Absatz 1 der CEF-Verordnung auf den
Finanzierungsrahmen fiir den Telekommunikationsbereich iibertragen. Im Interesse der
Kohidrenz wird sich diese Aufstockung auch in dem Vorschlag fiir eine Anderung des
Rechtsrahmens fiir den Europdischen Fonds fiir strategische Investitionen'® (Verordnung
(EU) Nr. 2015/1017'") widerspiegeln.

https://ec.ecuropa.cu/digital-single-market/en/news/full-synopsis-report-public-consultation-evaluation-and-review-

regulatory-framework-electronic

Vorschlag fiir eine Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der
Verordnungen (EU) Nr. 1316/2013 und (EU) 2015/2017 im Hinblick auf die Verliangerung der Laufzeit
des Europdischen Fonds fiir strategische Investitionen sowie die Einfilhrung technischer
Verbesserungen fiir den Fonds und die Europdische Plattform fiir Investitionsberatung
(COM(2016) 597).

Verordnung (EU) 2015/1017 des Européischen Parlaments und des Rates vom 25. Juni 2015 iiber den
Europdischen Fonds fiir strategische Investitionen, die europdische Plattform fiir Investitionsberatung
und das europdische Investitionsvorhabenportal sowie zur Anderung der Verordnungen (EU)
Nr. 1291/2013 und (EU) Nr. 1316/2013 — der Europdische Fonds fiir strategische Investitionen
(ABL. L 169 vom 1.7.2015, S. 1).
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2016/0287 (COD)
Vorschlag fiir eine

VERORDNUNG DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 1316/2013 und (EU) Nr. 283/2014 im
Hinblick auf die Forderung der Internetanbindung in Kommunen

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf
Artikel 172,

auf Vorschlag der Europdischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Européischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ',

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen ",
gemél dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren,
in Erwégung nachstehender Griinde:

(1) In der Mitteilung der Kommission {iiber eine europdische Vision fiir die
Internetanbindung der Biirger und Unternehmen im digitalen Binnenmarkt'* werden
MafBnahmen beschrieben, mit denen die Internetanbindung in der Européischen Union
verbessert werden konnte.

(2)  Eine der Malnahmen im Hinblick auf diese Vision der Internetanbindung in Europa
sieht vor, die Schaffung lokaler drahtloser Zugangspunkte durch -einfachere
Planungsverfahren und geringere rechtliche Hindernisse zu unterstiitzen. Mit solchen
Zugangspunkten, auch denjenigen, die fiir die Bereitstellung anderer o6ffentlicher
Dienstleistungen bendtigt werden oder keinen gewerblichen Charakter haben, ldsst
sich die Granularitit der Internetversorgung entsprechend der Bedarfsentwicklung
leichter erhohen, womit ein wichtiger Beitrag zur Verbesserung der existierenden und

12 ABL C[..]vom][..],S.[...].

13 ABL C[..]vom][...],S.[...].

Mitteilung der Kommission an das Européische Parlament, den Rat, den Europdischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Konnektivitidt fiir einen wettbewerbsfahigen
digitalen Binnenmarkt - Hin zu einer europdischen Gigabit-Gesellschaft (COM(2016) 587).



DE

€)

(4)

()

(6)

(7)

(8)

9)

zum Aufbau kiinftiger Generationen drahtloser Kommunikationssysteme geleistet
werden kann.

Im Anschluss an die Mitteilung iiber eine europdische Vision fiir die
Internetanbindung im digitalen Binnenmarkt und zur Forderung der Inklusion im
digitalen Bereich sollte die Union die Bereitstellung einer kostenlosen lokalen
drahtlosen Netzanbindung in Zentren des lokalen offentlichen Lebens, auch an
offentlich zugédnglichen Orten im Freien, gezielt unterstiitzen. Die Verordnungen (EU)
Nr. 1316/2013"° und (EU) Nr. 283/2014'¢ enthalten bisher keine Bestimmungen fiir
eine solche Unterstiitzung.

Durch eine solche Unterstiitzung sollten im 6ffentlichen Auftrag titige Einrichtungen
(z. B. Behorden und sonstige Anbieter 6ffentlicher Dienstleistungen) ermutigt werden,
kostenlos eine lokale drahtlose Netzanbindung als Nebenleistung zu ihrer 6ffentlichen
Dienstleistung anzubieten, so dass fiir die Biirger der jeweiligen Kommunen in den
Zentren des offentlichen Lebens die Vorziige sehr hoher Breitbandgeschwindigkeiten
erlebbar werden. Bei diesen Einrichtungen konnte es sich z. B. um Stadtverwaltungen
und sonstige lokale Behorden, um Bibliotheken oder um Krankenhduser handeln.

Eine lokale drahtlose Netzanbindung sollte nur als kostenlos gelten, wenn sie ohne
Entgelt (direkte Zahlung oder auf andere Art und Weise geleistetes Entgelt,
einschlieBlich, jedoch nicht ausschlieBlich, Werbung und Ubermittlung persdnlicher
Daten) bereitgestellt wird.

Angesichts des spezifischen Zwecks der Maflnahme und ihrer Ausrichtung an den
lokalen Bediirfnissen sollte sie als eigenes Vorhaben von gemeinsamem Interesse im
Telekommunikationssektor im Sinne der Verordnungen (EU) Nr. 1316/2013 und (EU)
Nr. 283/2014 anerkannt werden.

Damit fiir diese MaBBnahme ausreichende Finanzmittel zur Verfligung stehen, sollte
der Finanzrahmen fiir die CEF im Telekommunikationsbereich um 50 Mio. EUR
aufgestockt werden.

Da es sich um eine nicht gewerbliche MaBnahme und um kleine Einzelprojekte
handelt, sollte der Verwaltungsaufwand auf ein Minimum beschridnkt werden. Die
MalBnahme sollte daher mittels der geeignetsten, bereits heute oder in Zukunft im
Rahmen der Haushaltsordnung zur Verfiigung stehenden Formen der finanziellen
Unterstlitzung durchgefiihrt werden, insbesondere durch Finanzhilfen. Im Rahmen der
Malnahme sollte nicht auf Finanzierungsinstrumente zuriickgegriffen werden.

Angesichts der begrenzten Reichweite der einzelnen lokalen drahtlosen
Zugangspunkte und des geringen Wertes der Einzelprojekte diirften Zugangspunkte,
die finanzielle Unterstiitzung im Rahmen dieser Verordnung erhalten, keine
Konkurrenz fiir gewerbliche Anbieter darstellen. Um zusétzlich sicherzustellen, dass

Verordnung (EU) Nr. 1316/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2013
zur Schaffung der Fazilitit ,,Connecting Europe®, zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 913/2010
und zur Authebung der Verordnungen (EG) Nr. 680/2007 und (EG) Nr. 67/2010 (ABI. L 348 vom
20.12.2013, S.129), zuletzt gedndert durch die Verordnung (EU) 2015/1017 des Europédischen
Parlaments und des Rates vom 25. Juni 2015 (ABI. L 169 vom 1.7.2015, S. 1).

Verordnung (EU) Nr. 283/2014 des Européischen Parlaments und des Rates vom 11. Méirz 2014 iber
Leitlinien fiir transeuropdische Netze im Bereich der Telekommunikationsinfrastruktur und zur
Aufhebung der Entscheidung Nr. 1336/97/EG (ABI. L 86 vom 21.3.2014, S. 14).
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durch die finanzielle Unterstiitzung der Wettbewerb nicht ungebiihrlich verzerrt wird,
private Investitionen verdrdngt werden oder negative Investitionsanreize fiir private
Anbieter geschaffen werden, sollten nur die Projekte fiir die Maflnahme in Frage
kommen, die nicht bereits existierende &hnliche private oder 6ffentliche Angebote in
demselben Gebiet duplizieren. Dies bedeutet nicht, dass eine zusétzliche
Unterstiitzung von Mallnahmen im Rahmen dieser Initiative durch 6ffentliche oder
private Mittel auszuschlieen ist.

(10) Damit die Internetanbindung im Sinne dieser Verordnung rasch bereitgestellt wird,
sollte die finanzielle Unterstiitzung unter moglichst umfassender Nutzung von Online-
Instrumenten gewidhrt werden, die eine ziigige Antragstellung und Bearbeitung der
Antriige und die Verwirklichung, Uberwachung und Uberpriifung der eingerichteten
lokalen drahtlosen Zugangspunkte ermoglichen.

(11)  Angesichts des Netzanbindungsbedarfs in der Union und der Dringlichkeit,
Zugangsnetze zu unterstiitzen, die in der gesamten Union einen hochwertigen
Internetzugang auf der Grundlage sehr hoher Breitbandgeschwindigkeiten bieten
konnen, sollte bei der Zuweisung der finanziellen Unterstiitzung geografische
Ausgewogenheit angestrebt werden.

(12) Die Verordnungen (EU) Nr.1316/2013 und (EU) Nr.283/2014 sollten daher
entsprechend gedndert werden —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:
Artikel 1

Anderungen der Verordnung (EU) Nr. 1316/2013
Die Verordnung (EU) Nr. 1316/2013 wird wie folgt gedndert:
1. In Artikel 5 Absatz 1 erhdlt Buchstabe b folgende Fassung:
,,0) Telekommunikationssektor: 1 091 602 000 EUR;
2. Artikel 7 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 erhélt folgende Fassung:

»l. Nur MaBnahmen, die zu Vorhaben von gemeinsamem Interesse geméal der
Verordnung (EU) Nr. 1315/2013, der Verordnung (EU) Nr.347/2013 und einer
Verordnung tiiber Leitlinien flir transeuropdische Netze im Bereich der
Telekommunikationsinfrastruktur beitragen sowie programmunterstiitzende MaBnahmen
sind durch eine finanzielle Unterstiitzung der Union, insbesondere in Form von
Finanzhilfen und durch Finanzierungsinstrumente und die Vergabe offentlicher Auftrége,

forderfahig.

b) Absatz 4 erhilt folgende Fassung:

11
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4. Im Telekommunikationssektor sind alle Maflnahmen zur Durchfiihrung von Vorhaben
von gemeinsamem Interesse und programmunterstiitzende MaBnahmen, die in einer
Verordnung tiiber Leitlinien flir transeuropdische Netze im Bereich der
Telekommunikationsinfrastruktur aufgefiihrt sind und die gemédB der genannten
Verordnung festgelegten Kriterien und/oder Bedingungen fiir die Forderfahigkeit erfiillen,
durch eine finanzielle Unterstiitzung der Union nach dieser Verordnung wie folgt
forderfahig:

a) generische Dienste, Kerndienstplattformen und programmunterstiitzende Mallnahmen
werden durch Finanzhilfen und/oder die Vergabe 6ffentlicher Auftrige finanziert;

b) MafBlnahmen im Bereich der Breitbandnetze werden durch Finanzierungsinstrumente
finanziert;

¢) MaBnahmen im Bereich der Bereitstellung einer kostenlosen lokalen drahtlosen
Internetanbindung in Kommunen werden durch Finanzhilfen oder andere Formen der
finanziellen Unterstiitzung als Finanzierungsinstrumente finanziert.*

3. In Artikel 9 wird folgender Absatz eingefiigt:

»la. Sofern dies durch die Notwendigkeit gerechtfertigt ist, unndtigen Verwaltungsaufwand
zu vermeiden, insbesondere bei Finanzhilfen mit geringem Wert im Sinne des Artikels 185
der Verordnung (EU) Nr. 1268/2012, konnen die Mitgliedstaaten eine bestimmte Kategorie
von Vorschligen im Rahmen der Arbeitsprogramme nach Artikel 17 billigen, ohne einzelne
Antragsteller zu benennen.*

4. Dem Artikel 10 Absatz 4 wird folgender Unterabsatz 3 angefiigt:

»MaBnahmen im Bereich der Bereitstellung einer kostenlosen lokalen drahtlosen
Internetanbindung in Kommunen werden von der Union bis zu 100 % der forderfiahigen
Kosten finanziell unterstiitzt, unbeschadet des Grundsatzes der Kofinanzierung.*

Artikel 2

Anderungen der Verordnung (EU) Nr. 283/2014
Die Verordnung (EU) Nr. 283/2014 wird wie folgt gedndert:
1. In Artikel 2 Absatz 2 wird folgender Buchstabe h angefiigt:

,»h) ein ,lokaler drahtloser Zugangspunkt® ist ein kleines Gerdt mit geringer Leistung und
geringer Reichweite, welches nicht-exklusive Grundfrequenzen nutzt, bei denen die
Voraussetzungen fiir die Verfligbarkeit und effiziente Nutzung auf Unionsebene harmonisiert
sind, und das Nutzern den drahtlosen Zugang zu einem elektronischen Kommunikationsnetz
ermoglicht.*

2. In Artikel 4 Absatz 1 wird folgender Buchstabe ¢ angefiigt:

12
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,¢) Unterstiitzung der Bereitstellung einer kostenlosen lokalen drahtlosen Internetanbindung
in Kommunen.*

3. Artikel 5 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 7 erhilt folgende Fassung:

»71. Die gesamte Mittelzuweisung fiir die Finanzinstrumente fiir den Ausbau der
Breitbandnetze darf den Mindestbetrag, der fiir eine kostenwirksame Intervention
notwendig ist, nicht iibersteigen; dieser ist auf der Grundlage von Vorabbewertungen
geméil Artikel 14 der Verordnung (EU) Nr. 1316/2013 zu bestimmen.

Dieser Betrag belduft sich auf bis zu 15 % des Finanzierungsrahmens fiir den
Telekommunikationsbereich gemdll Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung
(EU) Nr. 1316/2013.

b) Folgender Absatz wird eingefiigt:

»Ja. Aktionen zugunsten von Vorhaben von gemeinsamem Interesse im Bereich der
Bereitstellung einer kostenlosen lokalen drahtlosen Internetanbindung in Kommunen
leisten, werden unterstiitzt durch

a) Finanzhilfen und/oder
b) andere Formen der finanziellen Unterstiitzung als Finanzierungsinstrumente.

4. In Artikel 6 wird folgender Absatz 8a eingefiigt:

»3a. Aktionen zugunsten von Vorhaben von gemeinsamem Interesse im Bereich der
Bereitstellung einer kostenlosen lokalen drahtlosen Internetanbindung in Kommunen leisten,
miissen die in Abschnitt 4 des Anhangs dargelegten Bedingungen erfiillen.*

5. In Artikel 8 Absatz 9 wird folgender Buchstabe d angefiigt:

,»d) Anzahl der im Rahmen der MaBBnahmen zur Umsetzung des Abschnitts 4 des Anhangs
eingerichteten Verbindungen zu lokalen drahtlosen Zugangspunkten.

6. Im Anhang wird der folgende Abschnitt eingefiigt:
»ABSCHNITT 4. DRAHTLOSE INTERNETANBINDUNG IN KOMMUNEN

MaBnahmen zur Bereitstellung einer kostenlosen lokalen drahtlosen Internetanbindung in
Zentren des lokalen 6ffentlichen Lebens, auch an 6ffentlich zugénglichen Orten im Freien, die
eine wichtige Rolle im offentlichen Leben von Kommunen spielen, kommen fiir eine
finanzielle Unterstiitzung in Frage.

Finanzielle Unterstiitzung steht im Offentlichen Auftrag téitigen Einrichtungen zur
Verfligung(z. B. lokalen Behorden und sonstigen Anbietern 6ffentlicher Dienstleistungen),
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damit diese lokale drahtlose Zugangspunkte einrichten konnen, an denen sie kostenlos eine
lokale drahtlose Internetanbindung bereitstellen.

Projekte zur Bereitstellung einer drahtlosen Internetanbindung iiber kostenlos zugéngliche
lokale drahtlose Zugangspunkte konnen finanziell unterstiitzt werden, wenn sie

1) von einer Einrichtung durchgefiihrt werden, die im 6ffentlichen Auftrag titig und in
der Lage ist, die Einrichtung lokaler drahtloser Zugangspunkte an 6ffentlichen Orten
(in geschlossenen Raumen und im Freien) zu planen und zu beaufsichtigen;

2) sehr hohe Breitbandgeschwindigkeiten bieten, die Nutzern das Erlebnis eines
hochwertigen Internetzugangs ermdglichen, der

a) einfach und kostenlos ist und auf modernster Technologie beruht und
b) mit dem Zugang zu innovativen digitalen Dienstleistungen verbunden ist, die
denen entsprechen, die iiber digitale Diensteinfrastrukturen angeboten
werden;
3) die von der Kommission bereitzustellende gemeinsame visuelle Identitit verwenden

und mit den zugehorigen Online-Instrumenten verlinkt sind.

Dies gilt nicht fiir Projekte, die bereits existierende (z. B. auch qualitativ) dhnliche private
oder offentliche Angebote in demselben Gebiet duplizieren.

Die verfiigbaren Mittel werden — grundsétzlich in der Reihenfolge ihrer Einreichung — auf der

Grundlage der eingegangenen Vorschldge geografisch ausgewogen den Vorhaben zugeteilt,
die die genannten Bedingungen erfiillen.

Artikel 3

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der
Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Briissel am | ... ]

Im Namen des Europdischen Parlaments  Im Namen des Rates
Der Prisident Der Prdsident
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ANHANG

Finanzbogen zu Rechtsakten

Vorschlag fiir eine Verordnung zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 1316/2013
und (EU) Nr. 283/2014 im Hinblick auf die Forderung der Internetanbindung in
Kommunen

RAHMEN DES VORSCHLAGS/DER INITIATIVE

1.1. Bezeichnung des Vorschlags/der Initiative

1.2. Politikbereich(e) in der ABM/ABB-Struktur

1.3. Artdes Vorschlags/der Initiative

1.4. Ziel(e)

1.5. Begriindung des Vorschlags/der Initiative

1.6. Laufzeit der Mafinahme und Dauer ihrer finanziellen Auswirkungen

1.7. Vorgeschlagene Methode(n) der Mittelverwaltung

VERWALTUNGSMASSNAHMEN

2.1. Monitoring und Berichterstattung

2.2. Verwaltungs- und Kontrollsystem

2.3. Prévention von Betrug und UnregelmiBigkeiten

GESCHATZTE FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN DES
VORSCHLAGS/DER INITIATIVE

3.1. Betroffene Rubrik(en) des mehrjdhrigen Finanzrahmens und Ausgabenlinie(n)
3.2. Geschitzte Auswirkungen auf die Ausgaben

3.2.1. Ubersicht

3.2.2. Geschdtzte Auswirkungen auf die operativen Mittel

3.2.3. Geschdtzte Auswirkungen auf die Verwaltungsmittel

3.2.4. Vereinbarkeit mit dem mehrjihrigen Finanzrahmen

3.2.5. Finanzierungsbeteiligung Dritter

3.3. Geschitzte Auswirkungen auf die Einnahmen
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FINANZBOGEN ZU RECHTSAKTEN

1. RAHMEN DES VORSCHLAGS/DER INITIATIVE

1.1. Bezeichnung des Vorschlags/der Initiative

Vorschlag fiir eine Verordnung zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 1316/2013
und (EU) Nr. 283/2014 im Hinblick auf die Forderung der Internetanbindung in
Kommunen

1.2.  Politikbereich(e) in der ABM/ABB-Struktur'’

09. Kommunikationsnetze, Inhalte und Technologien

1.3. Art des Vorschlags/der Initiative
x Der Vorschlag/die Initiative betrifft eine neue Mafinahme.

O Der Vorschlag/Die Initiative betrifft eine neue Malinahme im Anschluss an ein
Pilotprojekt/eine vorbereitende Mafinahme'®.

O Der Vorschlag/Die Initiative betrifft die Verlingerung einer bestehenden
Mafinahme.

O Der Vorschlag/Die Initiative betrifft eine neu ausgerichtete MaBinahme.
1.4. Ziel(e)

1.4.1. Mit dem Vorschlag/der Initiative verfolgte mehrjihrige strategische Ziele der
Kommission

Das Telekommunikationspaket, das am 13. September 2016 von der Kommission
verabschiedet werden soll, umfasst eine Mitteilung iiber eine europdische Vision fiir die
Internetanbindung der Biirger und Unternehmen im digitalen Binnenmarkt sowie einen
Legislativvorschlag, in dem der Rechtsrahmen fiir die Telekommunikation iiberarbeitet wird.
Mit den Vorschldgen der Kommission werden die Reformen vorgestellt, die erforderlich sind,
um weitere Anreize fiir den Auf- und Ausbau der Netze der Zukunft zu schaffen und
sicherzustellen, dass kein Biirger/keine Biirgerin und keine Region den Anschluss verliert.

Mit diesem Vorschlag sollen im 6ffentlichen Auftrag titige Einrichtungen (z. B. Behorden)
ermutigt und dabei unterstiitzt werden, kostenlos eine WiFi-Internetanbindung in
Zentren des lokalen offentlichen Lebens (in 6ffentlichen Gebduden und ihrer Umgebung, in
Gesundheitszentren, in Parks, auf Pldtzen usw.) bereitzustellen.

1.4.2.  Einzelziel(e) und ABM/ABB-Tdtigkeit(en)

Einzelziel

ABM: Activity-Based Management: malnahmenbezogenes Management; ABB: Activity-Based
Budgeting: mafinahmenbezogene Budgetierung.
18 Im Sinne des Artikels 54 Absatz 2 Buchstabe a oder b der Haushaltsordnung.
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Mit dem neuen Paket sollen finanzielle Anreize fiir Projekte gegeben werden, die von im
offentlichen Auftrag titigen Einrichtungen vorgeschlagen werden sind (z. B. Behorden und
sonstige Anbieter Offentlicher Dienstleistungen), und in deren Rahmen drahtlose
Zugangspunkte fiir eine kostenlose Internetanbindung in Zentren des lokalen 6ffentlichen
Lebens im Zusténdigkeitsbereich der Einrichtungen oder an dem Ort, an dem sie ihre Dienste
anbieten, eingerichtet werden sollen (z. B. in offentlichen Verwaltungen, Bibliotheken,
Gesundheitszentren und an 6ffentlichen Orten im Freien).

Neben der Forderung der Nachfrage nach Hochgeschwindigkeits-Breitbandverbindungen und
ihrer breiten Nutzung auf der Ebene der Kommunen wird die Initiative weitere positive
Nebeneffekte haben, die von einem besseren Zugang bis zu innovativen digitalen
Dienstleistungen und ersten Vorteilen der Gigabit-Gesellschaft reichen, die in der neuen
Strategie der Europdischen Kommission in Aussicht genommen wird.

ABM/ABB-Titigkeit(en):

Fazilitat ,,Connecting Europe® — Telekommunikationsnetze

1.4.3.  Erwartete Ergebnisse und Auswirkungen

Bitte geben Sie an, wie sich der Vorschlag/die Initiative auf die Begiinstigten/Zielgruppen auswirken
diirfte.

Die Initiative wird voraussichtlich folgende Auswirkung haben:

Das System hat das Potenzial, an Tausenden von Offentlichen Orten
Internetanbindungen in der GroBenordnung von 40 bis 50 Millionen Wi-Fi-
Verbindungen pro Tag zu ermdglichen. Solche lokalen Internetanbindungen
unterstiitzen Behorden und Unternehmen vor Ort, die so der lokalen Bevolkerung
und Besuchern ein breiteres Spektrum an lokalen digitalen Diensten, Anwendungen
und Produkten anbieten und sich so besser in den digitalen Binnenmarkt integrieren
konnen.

1.4.4.  Leistungs- und Erfolgsindikatoren

Bitte geben Sie an, anhand welcher Indikatoren sich die Realisierung des Vorschlags/der Initiative
verfolgen ldsst.

Die Uberwachung erfolgt vor allem anhand folgender Indikatoren: a) Anzahl der
eingerichteten Zugangspunkte und b) Anzahl der ermoglichten Verbindungen.

1.5. Begriindung des Vorschlags/der Initiative
1.5.1.  Kurz- oder langfristig zu deckender Bedarf

Die Initiative fdllt in den Handlungsbereich auf dem Gebiet der transeuropdischen
Telekommunikationsnetze gemdl Artikel 170 des Vertrags tiiber die Arbeitsweise der
Europdischen Union.

Gleichzeitig sollen im Rahmen eines Legislativvorschlags fiir einen neuen Kodex fiir die
elektronische Kommunikation (Modernisierung des derzeitigen Rechtsrahmens fiir
elektronische Kommunikationsdienste) vor allem rechtliche Hindernisse fiir Einrichtungen
beim Ausbau von Wi-Fi-Zugangspunkten fiir die gemeinsame Nutzung in Europa beseitigt
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werden, angesichts der Tatsache, dass einige Kommunen und private Einrichtungen den
Biirgern bereits einen solchen Wi-Fi-Zugang anbieten wollten.

Entsprechend den strategischen Zielen der Union fiir 2025 (Mitteilung zur Konnektivitdt fiir
eine europdischen Gigabit-Gesellschaft) sollen alle sozio6konomischen Schwerpunktbereiche
wie Schulen, Verkehrsknotenpunkte und Hauptanbieter 6ffentlicher Dienste” sowie stark
digitalisierte Unternehmen mit Gigabit-Verbindungen ausgestattet werden. Die Initiative zur
Unterstiitzung eines kostenlosen Wi-Fi-Zugangs in den wichtigsten Zentren des 6ffentlichen
Lebens, auch an 6ffentlich zugédnglichen Orten im Freien, ist daher ein konkretes Beispiel fiir
eine MaBinahme, die eine entsprechende Internetanbindung auf der Grundlage modernster
digitaler Infrastrukturen fordert.

1.5.2.  Mehrwert aufgrund des Tdtigwerdens der EU

Die Initiative beruht auf einem Gutscheinsystem und wird duBlerst effizient durchgefiihrt. Sie
wird neue Kategorien von Projekttragern (vor allem lokale Behorden) fiir die CEF
interessieren. Durch die Einbeziehung des EU-Netzes von Breitband-Kompetenzbiiros, das im
Rahmen des neuen Telekommunikationspakets eingerichtet werden soll, sollen lokale
Behorden und sonstige 6ffentliche Dienstleister zur Nachahmung angeregt werden. Insgesamt
diirften durch die Initiative alle Verwaltungsebenen rascher fiir die neuen Prioritdten der
Kommission zur Schaffung der Gigabit-Gesellschaft sensibilisiert werden —
Wiedererkennungseftfekt, Sichtbarkeit und Vertrauen in die Fahigkeit der EU, in ganz Europa
fiir Zugang zu digitalen Dienstleistungen zu sorgen, werden gestdrkt. Die Zugangspunkte
werden einheitlich eingerichtet, und den an der Schaffung von Wi-Fi-Zugang interessierten
Einrichtungen werden empfehlenswerte Vorgehensweisen zur Verfiigung gestellt. Auf diese
Weise dienen sie als innovative Modelle, die EU-weit reproduzierbar sein sollen.

1.5.3. Aus friiheren dhnlichen Mafinahmen gewonnene Erkenntnisse

In den letzten Jahren sind in zahlreichen Gegenden Europas Projekte von Kommunen
zugunsten eines kostenlosen Wi-Fi-Zugangs ins Leben gerufen worden. Diese Mallnahme
wird daher auf den diesbeziiglichen Erfahrungen aufbauen und die Reproduzierbarkeit des
Modells erhéhen, indem es fiir alle EU-Mitgliedstaaten gleichzeitig gilt.

1.5.4.  Vereinbarkeit mit anderen  Finanzierungsinstrumenten  sowie  mogliche
Synergieeffekte

Durch die Initiative soll der durch die Europdischen Struktur- und Investitionsfonds (vor
allem EFRE und ELER) geforderte Auf- und Ausbau der digitalen Netze ergidnzt werden,
durch den Breitband-Backhaul- und Zugangsnetze in Gebieten geschaffen werden, in denen
die Telekommunikationsbetreiber nicht investieren wollen. So werden weitere Anreize fiir
lokale Behorden geschaffen, ihren gesamten Zustindigkeitsbereich entsprechend auszuriisten
und die ausgeriisteten Offentlichen Orte an die Backhaul-Netze mit sehr hoher Kapazitit
anzuschliefen.

Durch die Initiative wird auch die lokale Entwicklung innovativer digitaler Dienstleistungen
und Anwendungen (hdufig durch KMU) gefordert. So konnten auf der Grundlage
digitalisierter lokaler Inhalte oder sonstiger historischer Quellen Museen (oder Stitten des
Kultur- oder Naturerbes im Au3enbereich) Augmented-Reality-Apps fiir Besucher entwickeln

19 Hierunter fallen beispielsweise Grund- und Sekundarschulen, Bahnhofe, Hafen und Flughéfen,

Gebiude lokaler Behorden, Hochschulen, Forschungszentren, Arztpraxen, Krankenhduser und Stadien.
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und so deren Besuch bereichern. Dies gilt auch fiir eTourism-Apps, die dem lokalen Handel
und den Aktivititen der Stadtverwaltung zugute kommen. Mit dieser Initiative wird daher die
Strategie der Europédischen Kommission fiir digitales Unternehmertum unterstiitzt.

1.6. Laufzeit der MaBlnahme und Dauer ihrer finanziellen Auswirkungen
x Vorschlag/Initiative mit befristeter Laufzeit
— x Laufzeit: 2017 bis 2020
— x Finanzielle Auswirkungen: 2017 bis 2020
LlVorschlag/Initiative mit unbefristeter Laufzeit
— Anlaufphase von JJJJ bis JJJJ,
— anschliefend reguldre Umsetzung.
1.7. Vorgeschlagene Methode(n) der Mittelverwaltung20
0 Direkte Verwaltung durch die Kommission

— O durch ihre Dienststellen, einschlielich ihres Personals in den Delegationen der
Union;

— x durch Exekutivagenturen.

O Geteilte Verwaltung mit Mitgliedstaaten

O Indirekte Verwaltung durch Ubertragung von Haushaltsvollzugsaufgaben an:
— O Drittlénder oder die von ihnen benannten Einrichtungen;

— [ internationale Einrichtungen und deren Agenturen (bitte angeben);

— [ die EIB und den Européischen Investitionsfonds;

— [ Einrichtungen im Sinne der Artikel 208 und 209 der Haushaltsordnung;

— [ offentlich-rechtliche Korperschaften;

— [ privatrechtliche Einrichtungen, die im 6ffentlichen Auftrag titig werden, sofern
sie ausreichende Finanzsicherheiten bieten;

— [ privatrechtliche Einrichtungen eines Mitgliedstaats, die mit der Einrichtung
einer Offentlich-privaten Partnerschaft betraut werden und die ausreichende
Finanzsicherheiten bieten;

20 Erlduterungen zu den Methoden der Mittelverwaltung und Verweise auf die Haushaltsordnung enthélt

die Website BudgWeb (in franzosischer und englischer Sprache):
https://myintracomm.ec.europa.cu/budgweb/EN/man/budgmanag/Pages/budgmanag.aspx
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— [ Personen, die mit der Durchfithrung bestimmter Maflnahmen im Bereich der
GASP im Rahmen des Titels V. EUV betraut und in dem maligeblichen

Basisrechtsakt benannt sind.

Falls mehrere Methoden der Mittelverwaltung angegeben werden, ist dies unter ,, Bemerkungen“ ndher zu

erldutern.

Bemerkungen
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2.1.

2.2

2.2.1.

2.2.2.

VERWALTUNGSMASSNAHMEN

Monitoring und Berichterstattung

Bitte geben Sie an, wie oft und unter welchen Bedingungen diese Tdtigkeiten erfolgen.

Es wird ein Monitoring-System eingerichtet, um sicherzustellen, dass die Initiative
zligig umgesetzt wird und rasch Ergebnisse bringt. Hierfiir werden vor allem Online-
Instrumente eingesetzt und Stichprobenpriifungen der Anlagen auf der Ebene der
lokalen drahtlosen Zugangspunkte vorgenommen.

Verwaltungs- und Kontrollsystem

Ermittelte Risiken

Umsetzungsrisiken: Im Zusammenhang mit dem unbiirokratischen Charakter des
Gutscheinsystems wird man sich auf die Erfahrungen &hnlicher Initiativen auf
regionaler und nationaler Ebene stiitzen (z. B. IKT-Innovation fiir KMU,
satellitengestiitzte Netzanbindung usw.), das System wird allerdings auf die Ebene
der EU tibertragen.

Nutzung der Mallnahme: Da die Unterstiitzung entsprechend der Reihenfolge der
Einreichung der Antrdge vergeben wird, besteht das Risiko, dass die Durchfiihrung
der Mallnahme geografisch unausgewogen sein wird. Die Kommission ist jedoch
entschlossen, eine geografisch ausgewogene Wirkung zu erzielen und die
spezifischen Bediirfnisse kleinerer und wirtschaftlich benachteiligter Mitgliedstaaten
und Regionen zu beriicksichtigen.

Sicherheits- und Datenschutzrisiko: Im Rahmen der Mallnahme wird ein
umfassender Schutz personenbezogener Daten und ein ausreichender Grad an
Authentifizierung gewihrleistet, damit die Nutzerfreundlichkeit der Verbindungen an
den Zugangspunkten sichergestellt ist.

Reputationsrisiko: Die Dienstleistungsqualitit wird durch die Zusagen der
Begiinstigten gewdhrleistet, sehr hohe Breitbandgeschwindigkeiten zu bieten, die den
Nutzern ein hochwertiges Interneterlebnis ermoglichen, und regelmaBig iiberwacht.

Angaben zum Aufbau des Systems der internen Kontrolle

In den Vereinbarungen und Beschliissen zur Durchfiihrung der Aktionen im Rahmen
der CEF werden die Uberwachung und die Finanzkontrolle durch die Kommission
oder jede andere durch die Kommission beauftragte Stelle sowie Priifungen durch
den Rechnungshof und Vor-Ort-Kontrollen durch das Europdische Amt fiir
Betrugsbekdmpfung (OLAF) gemiB3 den in der Verordnung (Euratom, EG) Nr.
2185/96 des Rates vom 11.November 1996 betreffend die Kontrollen und
Uberpriifungen vor Ort durch die Kommission zum Schutz der finanziellen
Interessen der Europdischen Gemeinschaften vor Betrug und anderen
UnregelmiBigkeiten sowie in der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des Européischen
Parlaments und des Rates vom 25.Mai 1999 f{iber die Untersuchungen des
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2.2.3.

2.3.

3.1.

Europdischen Amtes flir Betrugsbekidmpfung (OLAF) niedergelegten Verfahren
vorgesehen.

Abschditzung der Kosten und des Nutzens der Kontrollen sowie Bewertung des
voraussichtlichen Fehlerrisikos

Kontrollen im
Uberblick

Betrag in
Mio. EUR

Zahl der
Begiinstigten
Transaktionen (in %

Tiefe der Kontrolle
(Bewertung 1-4)

Erfassung
(% des
Wertes)

der Gesamtsumme)

Verwaltung von 100 %
Aktionen ab

Evaluierung bis Ex-

1) globale 1
Uberwachung aller
Vorhaben: 100 %

0,060

post-Audits 2) Audit ausgewdahlter 4 10 %

Vorhaben: 5 %

Priavention von Betrug und UnregelmiiBigkeiten

Bitte geben Sie an, welche Priventions- und Schutzmafinahmen vorhanden oder vorgesehen sind.

Die Kommission gewihrleistet bei der Durchfiihrung der nach dieser Verordnung
finanzierten Aktionen den Schutz der finanziellen Interessen der Union durch
geeignete PridventivmaBnahmen gegen Betrug, Korruption und sonstige
rechtswidrige Handlungen, durch wirksame Kontrollen und — bei Feststellung von
UnregelmiBigkeiten — Wiedereinziechung zu Unrecht gezahlter Betrige sowie
gegebenenfalls durch wirksame, angemessene und abschreckende Sanktionen gemal3
der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates, der Verordnung (Euratom,
EG) Nr.2185/96 des Rates und der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des
Europdischen Parlaments und des Rates.

Die Vertriage werden auf Standardmustern basieren, in denen die allgemein
anwendbaren Betrugsbekdmpfungsmafinahmen festgelegt sind.

GESCHATZTE FINANZIELLE
VORSCHLAGS/DER INITIATIVE

AUSWIRKUNGEN DES

Betroffene Rubrik(en) des mehrjahrigen Finanzrahmens und Ausgabenlinie(n)
e Neu zu schaffende Haushaltslinien

In_der Reihenfolge der Rubriken des mehrjihrigen Finanzrahmens und der
Haushaltslinien.

Rubrik des
mehrjahrig
en
Finanzrahm
ens

Art der

Haushaltslinie Ausgaben

Finanzierungsbeitrage

la Wettbewerbsfahigkeit fir Wachstum und

Beschiftigung

GM/NGM

von
EFTA-
Léndern

von
Kandidaten
ldndern

nach Artikel 21
Absatz 2
Buchstabe b der
Haushaltsordnung

von
Drittlande
m

09 03 04 Wireless for EU (W4EU)

GM

JA NEIN

NEIN NEIN

DE
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3.2 Geschiatzte Auswirkungen auf die Ausgaben

[Zum Ausfiillen dieses Teils ist die Tabelle fiir Verwaltungsausgaben zu verwenden (2. Dokument im Anhang dieses Finanzbogens),
die fiir die dienststelleniibergreifende Konsultation in DECIDE hochgeladen wird. ]

3.2.1.  Ubersicht

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

Rubrik des mehrjihrigen

! la Wettbewerbsfahigkeit flir Wachstum und Beschéftigung
Finanzrahmens

Die fiir die Umsetzung dieses Vorschlags erforderlichen Mittel sollen in voller Hohe innerhalb des mehrjdhrigen Finanzrahmens
fiir die Jahre 2014-2020 bereitgestellt werden. Wie nachstehend angegeben sollen 70 Mio. EUR im Rahmen der in der CEF fiir
die Jahre 2017-2020 im Telekommunikationsbereich vorgesehenen Betrdge umgeschichtet werden; 50 Mio. EUR werden durch
Inanspruchnahme nicht zugewiesener Mittel finanziert.

Finanzierungsquellen der Initiative 2017 2018 2019 2020 Insgesamt
09 03 02 Schaffung besserer Rahmenbedingungen fiir private

Investitionen in Telekommunikationsinfrastrukturprojekte 19,422 19,967 39,389

— CEF, Breitband

09 03 03 Forderung der Interoperabilitit, des nachhaltigen
Aufbaus und Betriebs und der nachhaltigen Modernisierung

0,578 0,350 0,928
digitaler Diensteinfrastrukturen sowie Koordinierung auf ’ ’ ’
européiischer Ebene
09 04 02 01 Fiihrungsrolle in den Informations- und 30,0337 30,033

Kommunikationstechnologien (IKT)

2 Dieser Betrag wird 2019-2020 von der CEF/DSI (digitale Dienstinfrastruktur) an H2020 zuriickerstattet.
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Rubrik 1a - nicht zugewiesene Mittel 49,650 49,650
INSGESAMT 20,000 50,000 49,650 0,350 120,000
GD: CNECT / MOVE 2017 2018 2019 2020 INSGESAMT
Operative Mittel Mio. EUR
Verpflichtunge
M 118,200
09 03 04 Wireless for EU (W4EU) n 19,330 49,610 49,260 ’
Zahlungen @ 0 44,135 49,435 24,630 118,200
Aus der Dotation bestimmter spezifischer Programme finanzierte Verwaltungsausgaben®
. Verpflichtunge
06 01 06 01 Exekutivagentur 1,600
Innovation und Netze — Beitrag aus 1 0,580 0,365 0,365 0,290
der CEF Zahlungen 0.580 0365 0365 0.290 1,600
09 01 04 01 Unterstiitzungsausgaben I‘l’erpﬂ“hm“ge
fiir die Fazilitiit ,,Connecting 0,090 0,025 0,025 0,060 0,200
Europe® (CEF) Zahlungen 0,090 0,025 0,025 0,060 0,200
Verpflichtunge |
Mittel INSGESAMT n e 20,000 50,000 49,650 0,350 120,000
e Y
fur die GD CONNECT/MOVE | Zahiungen 5 0,670 44,525 49,825 24,980 120,000
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Rllbl'll.( des mehrjahrigen 5 Verwaltungsausgaben
Finanzrahmens
in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)
2017 2018 2019 2020 INSGESAMT
DG: <CONNECT ....... >
* Personalausgaben 0,204 0,204 0,204 0,204 0,816
* Sonstige Verwaltungsausgaben 0,020 0,020 0,010 0,010 0,060
GD CNECT INSGESAMT Mittel 0,224 0,224 0,214 0,214 0,876
X
Mittel INSGESAMT (Verpflichtungen
unter der RUBRIK 5 @nsgesamt = Zahlungen 0,224 0,224 0,214 0,214 0,876
des mehrjéhrigen Finanzrahmens insgesamt)
in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)
2017 2018 2019 2020 INSGESAMT
Mittel INSGESAMT Verpflichtungen 20,224 50,224 49,864 0,564 120,876
unter den RUBRIKEN 1 bis 5
des mehrjéihrigen Finanzrahmens Zahlungen 0,894 44,749 50,039 25,194 120,876
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3.2.2. Geschitzte Auswirkungen auf die operativen Mittel

— O OFir den Vorschlag/die Initiative werden keine operativen Mittel benotigt.

— x Fiir den Vorschlag/die Initiative werden die folgenden operativen Mittel bendtigt:

Mittel fiir Verpflichtungen in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)
Ziele und 2017 2018 2019 2020 INSGESAMT
Ergebnisse ERGEBNISSE
angeben
Art? Durchschnittsk _ Kosten _ Kosten _ Kosten _ Kosten Gesamtzahl | Gesamtkoste
osten = = < = n
N N N N
= = = =
4 < < < <
EINZELZIEL
Zuginge 967 0,02 2480 0,02 2463 0,02 5910 118,200
GESAMTKOSTEN 967 19,330 2480 49,610 2463 49,260 5910 118,200

Ergebnisse sind Produkte, die geliefert, und Dienstleistungen, die erbracht werden (z. B. Zahl der Austauschstudenten, gebaute Stralenkilometer).
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3.2.3.  Geschitzte Auswirkungen auf die Verwaltungsmittel

3.2.3.1. Ubersicht

— O OFir den Vorschlag/die Initiative werden keine Verwaltungsmittel benétigt.

— x Fiir den Vorschlag/die Initiative werden die folgenden Verwaltungsmittel

benotigt:

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

2017

2018

2019

2020

INSGESAMT

RUBRIK §
des mehrjihrigen
Finanzrahmens

Personalausgaben

0,204

0,204

0,204

0,204

0,816

Sonstige Verwaltungsausgaben

0,020

0,020

0,010

0,010

0,060

Zwischensumme RUBRIK 5
des mehrjihrigen
Finanzrahmens

0,224

0,224

0,214

0,214

0,876

AuBerhalb der RUBRIK 5%
des mehrjihrigen
Finanzrahmens

Personalausgaben

Sonstige
Verwaltungsausgaben

0,090

0,025

0,025

0,060

0,200

Zwischensumme
aufierhalb der RUBRIK 5
des mehrjihrigen
Finanzrahmens

0,090

0,025

0,025

0,060

0,200

INSGESAMT

0,314

0,249

0,239

0,274

1,076

Der Mittelbedarf fiir Personal und sonstige Verwaltungsausgaben wird durch der Verwaltung der Mallnahme zugeordnete
Mittel der GD oder GD-interne Personalumsetzung gedeckt. Hinzu kommen etwaige zusétzliche Mittel, die der fiir die

Verwaltung der Mafinahme zustindigen GD nach MaBigabe der verfiigbaren Mittel im Rahmen der jahrlichen
Mittelzuweisung zugeteilt werden.

24

Technische und/oder administrative Unterstiitzung und Ausgaben zur Unterstiitzung der Umsetzung
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3.2.3.2. Geschitzter Personalbedarf
— 0O OFir den Vorschlag/die Initiative wird kein Personal bendtigt.

— X Fiir den Vorschlag/die Initiative wird das folgende Personal benétigt:

Schdtzung in Vollzeitdquivalenten

| 2007 | 2018 | 2019 | 2020

*Im Stellenplan vorgesehene Planstellen (Beamte und Bedienstete auf Zeit)

09 01 01 01 (am Sitz und in den Vertretungen der

Kommission) 1,0 1,0 1,0 1,0

XX 01 01 02 (in den Delegationen)

XX 01 05 01 (indirekte Forschung)

10 01 05 01 (direkte Forschung)

Externes Personal (in Vollzeitiquivalenten(VZA))*

0901 02 01 (VB, ANS und LAK der Globaldotation) 1,0 1,0 1,0 1,0

XX 0102 02 (VB, OB, ANS, LAK und JSD in den
Delegationen)

XX 010433 % sam itz

- in den Delegationen

XX 01 0502 (VB, ANS und LAK der indirekten
Forschung)

10 01 05 02 (VB, ANS und LAK der direkten
Forschung)

Sonstige Haushaltslinien (bitte angeben)

INSGESAMT 2,0 2,0 2,0 2,0

09 steht fiir den jeweiligen Politikbereich bzw. Haushaltstitel.

Der Personalbedarf wird durch der Verwaltung der Maflnahme zugeordnetes Personal der GD oder GD-interne
Personalumsetzung gedeckt. Hinzu kommen etwaige zusitzliche Mittel, die der fiir die Verwaltung der
MaBnahme zustidndigen GD nach Maflgabe der verfiigbaren Mittel im Rahmen der jahrlichen Mittelzuweisung
zugeteilt werden.

Beschreibung der auszufithrenden Aufgaben:

Beamte und Zeitbedienstete

Externes Personal

3.2.4.  Vereinbarkeit mit dem mehrjihrigen Finanzrahmen

— X Der Vorschlag/Die Initiative ist mit dem mehrjdhrigen Finanzrahmen
vereinbar.

— 0O ODer Vorschlag/Die Initiative erfordert eine Anpassung der betreffenden
Rubrik des mehrjahrigen Finanzrahmens.

Bitte erldutern Sie die erforderliche Anpassung unter Angabe der betreffenden Haushaltslinien und der
entsprechenden Betrige.

» VB = Vertragsbedienstete, OB = Ortliche Bedienstete, ANS = Abgeordnete nationale Sachverstindige,
LAK = Leiharbeitskréfte, JSD = Junge Sachverstindige in Delegationen.
Teilobergrenze fiir aus operativen Mitteln finanziertes externes Personal (vormalige BA-Linien).
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— O ODer Vorschlag/Die Initiative erfordert eine Inanspruchnahme des
Flexibilitatsinstruments oder eine Anderung des mehrjéhrigen Finanzrahmens.

Bitte erldutern Sie den Bedarf unter Angabe der betreffenden Rubriken und Haushaltslinien sowie der
entsprechenden Betrige.

3.2.5.  Finanzierungsbeteiligung Dritter
— Der Vorschlag/die Initiative sieht keine Kofinanzierung durch Dritte vor.
3.3. Geschitzte Auswirkungen auf die Einnahmen

— X Der Vorschlag/Die Initiative wirkt sich nicht auf die Einnahmen aus.
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ANHANG
des FINANZBOGENS ZU RECHTSAKTEN

Bezeichnung des Vorschlags/der Initiative:

1. VORAUSSICHTLICHER BEDARF AN PERSONAL UND MITTEL HIERFUR
2. SONSTIGE VERWALTUNGSAUSGABEN
3. KOSTENSCHATZUNGSMETHODEN

3.1. Personalbedarf

3.2. Bedarf an sonstigen Verwaltungsmitteln

Bei der Einleitung der dienststelleniibergreifenden Konsultation ist dieser Anhang dem Finanzbogen zu
Rechtsakten beizulegen.

Die in diesen Tabellen enthaltenen Daten flieffen in die Tabellen des Finanzbogens zu Rechtsakten ein. Die
Tabellen sind als interne Dokumente ausschlieflich fiir den Dienstgebrauch der Kommission bestimmit.

30 DE




DE

31

DE



1. VORAUSSICHTLICHER BEDARF AN PERSONAL UND MITTEL HIERFUR

[ Fiir den Vorschlag/die Initiative werden keine Mittel fiir Personal benétigt.
X Fiir den Vorschlag/die Initiative werden die folgenden Mittel fiir Personal bendtigt:

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

Bei langer andauernden
Auswirkungen (siehe 1.6.)
RUBRIK 5 2017 2018 2019 2020 bie weilere Spalten INSGESAMT
des mehrjahrigen Finanzrahmens einfiigen
VZA Mittel VZA Mittel VZA Mittel VZA Mittel VZA Mittel VZA Mittel
« Planstellen (Beamte und Bedienstete auf Zeit)
09010101 (am Sz und in den AD 1 0,134 1 0,134 1 0,134 1 0,134 1 0,536
Vertretungen der Kommission) AST
. , AD
XX010102 (in den Delegationen der
Union) AST
« Externes Personal >’
VB 1 0,070 1 0,070 1 0,070 1 0,070 1 0,280
09 01 02 01 (,Globaldotation") ANS
LAK
. ) VB
XX 0102 02 (in den Delegationen der
Union) 8
2 VB = Vertragsbedienstete, OB = Ortliche Bedienstete, ANS = Abgeordnete nationale Sachverstindige, LAK = Leiharbeitskrifte, JSD = Junge Sachverstindige in Delegationen.
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ANS
LAK
JSD
Sonstige Haushaltslinien (bitte angeben)
i, || | ||| o |

XX steht fiir den jeweiligen Politikbereich bzw. Haushaltstitel.

Der Personalbedarf wird durch der Verwaltung der MaBlnahme zugeordnetes Personal der GD oder GD-interne Personalumsetzung gedeckt. Hinzu kommen etwaige zusdtzliche Mittel, die der fiir die
Verwaltung der Maflnahme zustéindigen GD nach Maligabe der verfiigbaren Mittel im Rahmen der jahrlichen Mittelzuweisung zugeteilt werden.
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AuBerhalb der RUBRIK 5
des mehrjahrigen Finanzrahmens

Bei langer andauernden
Auswirkungen (siehe 1.6.)

2017 2018 2019 2020 bite wettere Spalte INSGESAMT
einfugen
VZA Mittel VZA Mittel VZA Mittel VZA Mittel VZA Mittel VZA Mittel

« Planstellen (Beamte und Bedienstete auf Zeit)

AD
10 01 05 02 (direkte Forschung)
AST
AD
XX 01 05 01 (indirekte Forschung)
AST
« Externes Personal 28
VB
- am Sitz ANS
LAK
09 0104 01
Teilobergrenze fiir aus VB
den operativen Mitteln
finanziertes externes .
. OB
Personal (vormalige ,
BA-Linien) - in den
Delegationen ANS
der Union
LAK
JSD
VB
XX 01 05 02 (indirekte Forschung)
ANS

28

DE

34

VB = Vertragsbedienstete, OB = Ortliche Bedienstete, ANS = Abgeordnete nationale Sachverstindige, LAK = Leiharbeitskrifte, JSD = Junge Sachverstindige in Delegationen.




LAK

VB

10 01 05 02 (direkte Forschung) ANS

LAK

Sonstige Haushaltslinien (bitte angeben)

Zwischensumme - auBerhalb der
RUBRIK 5
des mehrjahrigen Finanzrahmens

09 steht fir den jeweiligen Politikbereich
bzw. Haushaltstitel. INSGESAMT

Der Personalbedarf wird durch der Verwaltung der Maflnahme zugeordnetes Personal der GD oder GD-interne Personalumsetzung gedeckt. Hinzu kommen etwaige zusétzliche Mittel, die
der fiir die Verwaltung der MaBnahme zustédndigen GD nach Maf3gabe der verfiigbaren Mittel im Rahmen der jahrlichen Mittelzuweisung zugeteilt werden.
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2. SONSTIGE VERWALTUNGSAUSGABEN

O OFiir den Vorschlag/die Initiative werden keine Verwaltungsmittel bendtigt.
x Fiir den Vorschlag/die Initiative werden die folgenden Verwaltungsmittel benotigt:

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

Bei langer andauernden Auswirkungen (siehe

2017 2018 2019 2020 1.6.) bitte weitere Spalten einfiigen INSGESAMT
RUBRIK 5
des mehrjéhrigen Finanzrahmens
Am Sitz der Kommission:
09 01 02 11 01 - Dienstreisen und Reprasentationszwecke 0,020 0,020 0,010 0,010 0,060

09 01 02 11 02 - Konferenzen und Sitzungen

09 01 02 11 03 - Ausschusssitzungen??

09 01 02 11 04 - Untersuchungen und Konsultationen

09 01 02 11 05 - Informations- und Managementsysteme

XX 0103 01 — Ausgaben flir IKT-Ausstattung und -Dienstleistungen in
der Kommission3

Sonstige Haushaltslinien (ggf. bitte angeben)

In den Delegationen der Union

Art des Ausschusses sowie jeweilige Gruppe angeben.
30

DE

IKT: Informations- und Kommunikationstechnologien: DIGIT zu konsultieren.
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XX 0102 12 01 - Dienstreise- und Représentationskosten, Ausgaben
fir Konferenzen

XX 0102 12 02 - Berufliche Fortbildung der Beamten

XX 0103 02 01 - Kauf oder Miete von Gebauden und Nebenkosten

XX 0103 02 02 - Ausstattung, Mobiliar, Blirobedarf und
Dienstleistungen

Zwischensumme RUBRIK 5 0,020 0,020 0,010 0,010 0,060
des mehrjahrigen Finanzrahmens
09 steht fiir den jeweiligen Politikbereich bzw. Haushaltstitel.
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in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

Bei langer andauernden Auswirkungen (siehe

des mehrjahrigen Finanzrahmens

2017 2018 2019 2020 1.6.) bitte weitere Spalten einfligen INSGESAMT
AuBerhalb der RUBRIK 5
des mehrjahrigen Finanzrahmens

09 0104 01 - Aus operativen Mitteln finanzierte technische
und administrative Unterstlitzung ohne externes Personal 0,090 0,025 0,025 0,060 0,200
(vormalige BA-Linien)

- am Sitz

- in den Delegationen der Union
XX 01 05 03 - Sonstige Verwaltungsausgaben fiir die indirekte
Forschung
10 01 05 03 - Sonstige Verwaltungsausgaben fir die direkte
Forschung
Sonstige Haushaltslinien (ggf. bitte angeben)

Zwischensumme - auBerhalb der RUBRIK 5 0,090 0025 0,025 0,060 0,200

XX steht fiir den jeweiligen Politikbereich bzw. Haushaltstitel.

DE
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INSGESAMT
RUBRIK 5 und auBerhalb der RUBRIK 5
des mehrjahrigen Finanzrahmens

0,314

0,249

0,239

0,274

1,076

Der Bedarf an Verwaltungsmitteln wird durch der Verwaltung der Mafnahme zugeordnete Mittel und/oder durch Umschichtung gedeckt. Hinzu kommen etwaige zusitzliche Mittel, die

der fiir die Verwaltung der Maflnahme zustédndigen GD nach Maligabe der verfiigbaren Mittel im Rahmen der jahrlichen Mittelzuweisung zugeteilt werden.

DE

39




DE

3. KOSTENSCHATZUNGSMETHODEN

3.1. Personalbedarf

In diesem Teil ist darzulegen, wie der geschdtzte Personalbedarf berechnet wird (Annahmen hinsichtlich der
Arbeitsbelastung mit Angabe der genauen Funktionsbezeichnungen (Arbeitsprofile nach Sysper 2),
Personalkategorie und entsprechender Durchschnittskosten)

RUBRIK 5 des mehrjahrigen Finanzrahmens

Hinweis: Fir die am Sitz der Kommission tétigen Personalkategorien sind die Durchschnittskosten unter folgender Adresse abrufbar
(BudgWeb):
https://myintracomm.ec.europa.eu/budgweb/EN/pre/legalbasis/Pages/pre-040-020_preparation.aspx

® Beamte und Zeitbedienstete

Durchschnittskosten der GD BUDG

® Externes Personal

Durchschnittskosten der GD BUDG

AuBerhalb der RUBRIK 5 des mehrjahrigen Finanzrahmens

* Nur fiir aus dem Forschungshaushalt finanzierte Stellen

® Externes Personal

3.2. Bedarf an sonstigen Verwaltungsmitteln

Fiir jede Haushaltslinie ist die verwendete Berechnungsmethode darzulegen,

insbesondere auch die zugrunde gelegten Annahmen (z. B. Anzahl der Sitzungen pro Jahr,
Durchschnittskosten usw.)

RUBRIK 5 des mehrjahrigen Finanzrahmens

40
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1 Besuch in jedem Mitgliedstaat in den ersten 2 Jahren (Durchschnittskosten: +/-715 EUR)
in den letzten 2 Jahren: weniger intensive Uberwachung

AuRerhalb der RUBRIK 5 des mehrjahrigen Finanzrahmens

IT-Entwicklung 2017, danach Instandhaltung
Kosten der Bewertung zum Ende der Durchfiihrung.

41

DE



	1. KONTEXT DES VORSCHLAGS
	• Gründe und Ziele des Vorschlags
	• Kohärenz mit den bestehenden Vorschriften in diesem Bereich

	2. RECHTSGRUNDLAGE, SUBSIDIARITÄT UND VERHÄLTNISMÄSSIGKEIT
	• Rechtsgrundlage
	• Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit

	3. ERGEBNISSE DER EX-POST-BEWERTUNG, DER KONSULTATION DER INTERESSENTRÄGER UND DER FOLGENABSCHÄTZUNG
	4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT
	1. RAHMEN DES VORSCHLAGS/DER INITIATIVE
	1.1. Bezeichnung des Vorschlags/der Initiative
	1.2. Politikbereich(e) in der ABM/ABB-Struktur
	1.3. Art des Vorschlags/der Initiative
	1.4. Ziel(e)
	1.5. Begründung des Vorschlags/der Initiative
	1.6. Laufzeit der Maßnahme und Dauer ihrer finanziellen Auswirkungen
	1.7. Vorgeschlagene Methode(n) der Mittelverwaltung

	2. VERWALTUNGSMASSNAHMEN
	2.1. Monitoring und Berichterstattung
	2.2. Verwaltungs- und Kontrollsystem
	2.3. Prävention von Betrug und Unregelmäßigkeiten

	3. GESCHÄTZTE FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN DES VORSCHLAGS/DER INITIATIVE
	3.1. Betroffene Rubrik(en) des mehrjährigen Finanzrahmens und Ausgabenlinie(n)
	3.2. Geschätzte Auswirkungen auf die Ausgaben
	3.2.1. Übersicht
	3.2.2. Geschätzte Auswirkungen auf die operativen Mittel
	3.2.3. Geschätzte Auswirkungen auf die Verwaltungsmittel
	3.2.4. Vereinbarkeit mit dem mehrjährigen Finanzrahmen
	3.2.5. Finanzierungsbeteiligung Dritter

	3.3. Geschätzte Auswirkungen auf die Einnahmen

	1. RAHMEN DES VORSCHLAGS/DER INITIATIVE
	1.1. Bezeichnung des Vorschlags/der Initiative
	1.2. Politikbereich(e) in der ABM/ABB-Struktur16F
	1.3. Art des Vorschlags/der Initiative
	1.4. Ziel(e)
	1.4.1. Mit dem Vorschlag/der Initiative verfolgte mehrjährige strategische Ziele der Kommission
	1.4.2. Einzelziel(e) und ABM/ABB-Tätigkeit(en)
	1.4.3. Erwartete Ergebnisse und Auswirkungen
	1.4.4. Leistungs- und Erfolgsindikatoren

	1.5. Begründung des Vorschlags/der Initiative
	1.5.1. Kurz- oder langfristig zu deckender Bedarf
	1.5.2. Mehrwert aufgrund des Tätigwerdens der EU
	1.5.3. Aus früheren ähnlichen Maßnahmen gewonnene Erkenntnisse
	1.5.4. Vereinbarkeit mit anderen Finanzierungsinstrumenten sowie mögliche Synergieeffekte

	1.6. Laufzeit der Maßnahme und Dauer ihrer finanziellen Auswirkungen
	1.7. Vorgeschlagene Methode(n) der Mittelverwaltung19F

	2. VERWALTUNGSMASSNAHMEN
	2.1. Monitoring und Berichterstattung
	2.2. Verwaltungs- und Kontrollsystem
	2.2.1. Ermittelte Risiken
	2.2.2. Angaben zum Aufbau des Systems der internen Kontrolle
	2.2.3. Abschätzung der Kosten und des Nutzens der Kontrollen sowie Bewertung des voraussichtlichen Fehlerrisikos

	2.3. Prävention von Betrug und Unregelmäßigkeiten

	3. GESCHÄTZTE FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN DES VORSCHLAGS/DER INITIATIVE
	3.1. Betroffene Rubrik(en) des mehrjährigen Finanzrahmens und Ausgabenlinie(n)
	3.2. Geschätzte Auswirkungen auf die Ausgaben
	3.2.1. Übersicht
	3.2.2. Geschätzte Auswirkungen auf die operativen Mittel
	3.2.3. Geschätzte Auswirkungen auf die Verwaltungsmittel
	3.2.3.1. Übersicht
	3.2.3.2. Geschätzter Personalbedarf

	3.2.4. Vereinbarkeit mit dem mehrjährigen Finanzrahmen
	3.2.5. Finanzierungsbeteiligung Dritter

	3.3. Geschätzte Auswirkungen auf die Einnahmen

	1. VORAUSSICHTLICHER BEDARF an PERSONAL und MITTEL hierfür
	2. SONSTIGE VERWALTUNGSAUSGABEN
	3. KOSTENSCHÄTZUNGSMETHODEN
	3.1. Personalbedarf
	3.2. Bedarf an sonstigen Verwaltungsmitteln

	1. Voraussichtlicher Bedarf an Personal und Mittel hierfür
	2. Sonstige Verwaltungsausgaben
	3. Kostenschätzungsmethoden
	3.1. Personalbedarf
	3.2. Bedarf an sonstigen Verwaltungsmitteln


